
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Marcel Klinge, Olaf in der Beek, 
Michael Theurer, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
– Drucksache 19/20278 –

Auswirkungen der Corona-Pandemie und genereller Reisewarnungen auf den
Tourismus in Schwellen- und Entwicklungsländern

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Allein durch Tourismus generieren Schwellen- und Entwicklungsländer jähr-
lich Einnahmen von mehr als einer halben Billion US-Dollar. Dies ist ein Viel-
faches der staatlichen Entwicklungszahlungen aller Geberländer gemeinsam. 
Tourismus ist damit Wirtschafts- und Jobmotor vieler Schwellen- und Ent-
wicklungsländer. Angesichts globaler Reisebeschränkungen sowie Ausgangs- 
und Kontaktbeschränkungen im Kampf gegen die Corona-Pandemie ist der 
Tourismus weltweit seit März 2020 zum Erliegen gekommen. Dies hat gravie-
rende Folgen, insbesondere für Schwellen- und Entwicklungsländer. Die Welt-
tourismusorganisation (UNWTO) rechnet damit, dass der Einbruch im Touris-
mussektor weltweit bis zu 120 Millionen Arbeitsplätze gefährdet. Damit droht 
nach Einschätzung der UNWTO in Entwicklungs- und Schwellenländern ein 
nachhaltiger Verlust von Wirtschaftskraft und Einnahmen, der auch die Errei-
chung der globalen Nachhaltigkeitsziele der Vereinten Nationen (UN Sustai-
nable Development Goals, SDGs) fraglich macht. Unmittelbare Folge dieses 
Wirtschaftseinbruchs wird nach Angaben der Weltbank auch eine dramatische 
Zunahme der weltweiten Armut um bis zu 60 Millionen Menschen sein. Gera-
de weil der Tourismus Arbeitsplätze entstehen lässt ist, er nicht nur ein Instru-
ment zur Schaffung von Zukunftsperspektiven, sondern auch zur aktiven und 
nachhaltigen Bekämpfung von Fluchtursachen und zur Stabilisierung von Re-
gionen. Hier sorgt der Tourismus für Aufschwung, Wachstum und dringend 
benötigte Arbeitsplätze.

Angesichts dieser dramatischen Folgen für die Menschen in Entwicklungslän-
dern, muss nach Ansicht der Fragesteller auch die allgemeine internationale 
Reisewarnung des Auswärtigen Amts hinterfragt werden. Eine generelle Rei-
sewarnung für über 160 Länder, die nicht Mitglied der EU sind, ohne Diffe-
renzierung hinsichtlich des Infektionsgeschehens vor Ort, droht den Schaden 
für Entwicklungsländer auszuweiten und Armut zu erhöhen. Dies konterka-
riert die sonstigen Bemühungen der Bundesregierung zur Unterstützung von 
Schwellen- und Entwicklungsländern im Bereich des Tourismus ebenso wie 
die Bemühungen der Bundesregierung im Kampf gegen die globale Armut. 
Ebenso schafft eine solche generelle Reisewarnung Unsicherheit bei deut-
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schen Touristen mit möglicherweise langfristigen Folgen für die Tourismus-
branche in Entwicklungsländern.

V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Einer Reisewarnung kommt eine besondere Bedeutung für den Gesundheits-
schutz und die Sicherheit der Bevölkerung zu. Sie bietet Bürgerinnen und Bür-
gern eine wichtige Orientierung. Sie stellt jedoch kein Reiseverbot dar. Die In-
ternationale Reisewarnung des Auswärtigen Amts (AA) erging nach der Ein-
stufung von COVID-19 als Pandemie durch die Weltgesundheitsorganisation 
(WHO) und wurde von Beginn an laufend überprüft.
Bei den Überlegungen zu einer Aufhebung der weltweiten Reisewarnung geht 
es um eine schwierige Abwägung zwischen Reisefreiheit und Sicherheit. Die 
Entscheidung beruht auf einer Gesamtschau verschiedener Faktoren. Kriterien 
für eine mögliche Aufhebung der Reisewarnung sind u. a. eine Abschwächung 
der Pandemieentwicklung und wirksame Maßnahmen der Pandemiebekämp-
fung (wie Testungen, Kontaktverfolgung und Hygieneregelungen), stabile Ge-
sundheitssysteme, überzeugende Gesundheitsmaßnahmen für den Tourismus 
sowie verlässliche und uneingeschränkte Hin- und Rückreisemöglichkeiten.
Die Reisewarnung für nicht notwendige, touristische Reisen in die Mitglied-
staaten der Europäischen Union, die Schengenassoziierten Staaten und das Ver-
einigte Königreich wurde auf dieser Grundlage am 15. Juni 2020 aufgehoben. 
Von Reisen in das Vereinigte Königreich wird wegen bestehender Quarantäne-
auflagen dringend abgeraten, von Reisen nach Irland und Nordzypern wird ab-
geraten. Die Reisewarnung wird wegen vor Ort geltender innerstaatlicher Rege-
lungen für Finnland und Norwegen, für Schweden wegen der Überschreitung 
des Schwellenwerts von 50 Neuinfektionen pro 100.000 Einwohnern über ei-
nen Zeitraum von 7 Tagen derzeit aufrechterhalten. Gemeinsame europäische 
Kriterien, die Leitlinien der Europäischen Kommission sowie die transparente 
Datengrundlage der gemeinsamen europäischen Infektionsschutzbehörde („Eu-
ropean Centre for Disease Prevention and Control“ – ECDC) bilden die Basis 
dafür, Binnengrenzen zu öffnen, auf Reisebeschränkungen zu verzichten und 
die Reisewarnung für die meisten Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die 
Schengen-assoziierten Staaten und das Vereinigte Königreich aufheben zu kön-
nen. Die Pandemieentwicklung innerhalb Europas wird weiterhin genau beo-
bachtet.
Für viele Staaten außerhalb der EU, Schengen-assoziierten Staaten und dem 
Vereinigten Königreich fehlt es an solchen belastbaren gemeinsamen Daten-
grundlagen, einheitlichen Kriterien und verlässlichen Abstimmungsmechanis-
men. Viele Staaten haben Einreiseverbote oder Einreisebeschränkungen erlas-
sen. Zudem können Änderungen der Einreise- und Quarantänevorschriften wei-
terhin ohne jede Vorankündigung und mit sofortiger Wirkung erfolgen. Dabei 
handelt es sich regelmäßig um nationale Maßnahmen, daher ist keine regionale 
Differenzierung möglich. Ferner ist der internationale Flugverkehr derzeit wei-
terhin stark eingeschränkt. Flugverbindungen können jederzeit wegfallen. Die 
Rückholaktion von rund 240.000 im Ausland gestrandeter deutscher Staatsan-
gehöriger war einmalig. Eine weitere Rückholaktion wird es nicht geben.
Die Reisewarnung gilt daher auf Grundlage der genannten Kriterien derzeit für 
nicht notwendige, touristische Reisen in Staaten außerhalb der EU, Schengen-
assoziierten Staaten und dem Vereinigten Königreich und wird vorerst bis ein-
schließlich 31. August 2020 aufrechterhalten. Andere Reisen sind davon nicht 
erfasst (z. B. Geschäftsreisen oder notwendige private Reisen aus wichtigen 
Gründen).
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Bei jeder Entscheidung über die Reisewarnung wird stets eine enge Abstim-
mung mit unseren EU-Partnern angestrebt.

1. Wie begründet die Bundesregierung die am 10. Juni 2020 beschlossene 
Verlängerung der generellen Reisewarnung für (nahezu) alle Nicht-EU-
Länder bis einschließlich 31. August 2020?

2. Auf welcher Grundlage wurde die Verlängerung der generellen Reisewar-
nung für Nicht-EU-Länder beschlossen?

3. Aus welchem Grund hat sich die Bundesregierung anstatt für differenzier-
te und spezifische Reisehinweise für einzelne Länder und Regionen für ei-
ne generelle Reisewarnung für Nicht-EU-Länder entschieden?

Die Fragen 1 bis 3 werden gemeinsam beantwortet.
Es wird auf die Vorbemerkung der Bundesregierung verwiesen.

4. Sieht die Bundesregierung in der am 10. Juni 2020 beschlossenen Verlän-
gerung der generellen Reisewarnung für alle Nicht-EU-Länder bis ein-
schließlich 31. August 2020 einen Widerspruch zu den Bemühungen der 
Bundesregierung und insbesondere des Bundesministeriums für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, die (wirtschaftlichen) Fol-
gen der Corona-Pandemie auf Schwellen- und Entwicklungsländer abzu-
mildern?

Wenn ja, inwiefern begründet sie diesen Widerspruch?

Wenn nein, wie begründet sie die Kohärenz dieser offenkundig wider-
sprüchlichen Maßnahmen?

Bei komplexen Entscheidungen wie einer Reisewarnung müssen verschiedene 
Güter und Interessen miteinander abgewogen werden. Die Bundesregierung ist 
sich der Folgen einer weltweiten Pandemie wie COVID-19, der damit zusam-
menhängenden Einschränkungen im internationalen Flugverkehr und des Rück-
gangs von internationalem Tourismus, insbesondere für Entwicklungs- und 
Schwellenländer bewusst. Dies wurde bei der Entscheidung über die Reisewar-
nung berücksichtigt. Dennoch stehen hierbei die Eindämmung der Pandemie 
und der Gesundheitsschutz unserer Bürgerinnen und Bürger im Vordergrund. 
Dies gilt im Übrigen umgekehrt auch für viele mögliche Zielländer, darunter 
auch Schwellen- und Entwicklungsländer, die ihrerseits beispielsweise Einrei-
sebeschränkungen oder -verbote verhängt haben.
Des Weiteren wird darauf hingewiesen, dass die in der Vorbemerkung der Fra-
gesteller genannte Schätzung der Weltbank von möglicherweise 60 Millionen 
Menschen, die zusätzlich in extreme Armut fallen könnten, sich nicht aus-
schließlich auf den Tourismussektor, sondern allgemein auf die gesamtwirt-
schaftlichen Folgen der COVID-19-Pandemie weltweit bezieht.
Ein Widerspruch zu Maßnahmen der Bundesregierung, die Folgen der Corona-
Pandemie auf Schwellen- und Entwicklungsländer abzumildern, besteht vor 
diesem Hintergrund nicht. Die von der Bundesregierung diesbezüglich auf den 
Weg gebrachten Maßnahmen zielen gerade darauf ab, die wirtschaftlichen Fol-
gen der Corona-Pandemie für die Partnerländer abzumildern; siehe hierzu auch 
die Vorbemerkung zur Antwort der Bundesregierung zur Kleinen Anfrage der 
Fraktion Bündnis90/Die Grünen auf Bundestags-Drucksache 19/19660 sowie 
beispielhaft die Antworten zu den Fragen 4, 6, 15, 17 und 46 ebenda.
Im Übrigen wird auf die Vorbemerkung der Bundesregierung verwiesen.
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5. Wie begründet die Bundesregierung den Umstand, dass die EU-Innenmi-
nister und die Europäische Kommission die Aufhebung des Einreisever-
bots aus Drittstaaten in die EU ab dem 1. Juli 2020 umsetzen wollen und 
damit Touristen aus Drittstaaten auch wieder nach Europa einreisen dürf-
ten, während die Ausreise deutscher Touristen in die entsprechenden Ziel-
gebiete in Drittstaaten jedoch unterbunden werden soll?

Die Lockerung der Einreisebeschränkung für sog. Drittstaaten erfolgt zunächst 
nur begrenzt für Reisende aus bestimmten, wenigen Staaten, die unter den EU-
Mitgliedstaaten abgestimmte quantitative und qualitative Kriterien erfüllen, so-
wie aufgrund von bestimmten Reisegründen. Der Pandemieschutz steht dabei 
stets in Vordergrund. Die nationale Reisewarnung ist grundsätzlich von den 
Einreisebeschränkungen nach Deutschland und in die EU unabhängig, letzteres 
wird jedoch in die Abwägungen zur Aufrechterhaltung der Reisewarnung mi-
teinbezogen. Zu beachten ist darüber hinaus, dass die meisten Länder ihre 
Grenzen für die Einreise von Touristen noch nicht wieder geöffnet haben. Im 
Rahmen seiner Zuständigkeit innerhalb der Bundesregierung überprüft das 
Auswärtige Amt Reisewarnungen fortlaufend. Im Übrigen wird auf die Vorbe-
merkung der Bundesregierung verwiesen.

6. Wie beurteilt die Bundesregierung den Widerspruch zwischen der Verlän-
gerung der generellen Reisewarnung für Nicht-EU-Länder und den Aussa-
gen des Bundesministers für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung, der im April gegenüber der Funke-Mediengruppe die Möglich-
keit von Tourismus im Sommer in der Mittelmeerregion einschließlich 
Nordafrika für möglich bezeichnet hat?

Die Bundesregierung sieht darin keinen Widerspruch. Bundesminister Dr. Gerd 
Müller hat wiederholt die große Bedeutung des Tourismus für verschiedene 
Entwicklungs- und Schwellenländer betont. Dabei hat der Bundesminister da-
rauf hingewiesen, dass eine Änderung der Reisehinweise von der Entwicklung 
der Pandemie abhängt und an Voraussetzungen gebunden ist. Für an das Mittel-
meer angrenzende EU-Mitgliedstaaten wie Italien, Spanien und Griechenland 
wurde die Reisewarnung auf Grundlage der genannten Kriterien mittlerweile 
aufgehoben. Im Übrigen wird auf die Vorbemerkung der Bundesregierung ver-
wiesen.

7. Plant die Bundesregierung eine Differenzierung der Reisewarnung bzw. 
der Reisehinweise innerhalb des Zeitraums bis zum 31. August 2020, die 
eine Aufhebung der Reisewarnung für einzelne Länder und Regionen be-
deuten könnte?

Die Reisewarnung für Spanien wurde bereits nachträglich zum 21. Juni 2020 
aufgehoben, weil innerstaatliche Beschränkungen geändert und Einreisesperren 
für deutsche Staatsangehörige aufgehoben wurden. Eine Aufhebung der Reise-
warnung für weitere Staaten vor dem 31. August wird jeweils sehr sorgfältig im 
Einzelfall geprüft.
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a) Wenn ja, welche konkreten Kriterien müssen erfüllt sein, damit eine 
Aufhebung der Reisewarnung für einzelne Länder erfolgen kann?

b) Wenn ja, wie schnell könnten Ausnahmen wirksam werden?

c) Wenn nein, warum nicht?

Die Fragen 7 bis 7c werden gemeinsam beantwortet.
Es wird auf die Vorbemerkung der Bundesregierung verwiesen.
Die Nennung einer festen Zeitangabe ist angesichts der dynamischen Entwick-
lung der für die Reisewarnung entscheidenden Faktoren nicht möglich.

8. Liegen der Bundesregierung Folgenabschätzungen über die Auswirkungen 
einer solchen generellen Reisewarnung für alle Nicht-EU-Länder bis ein-
schließlich 31. August 2020 insbesondere im Hinblick auf die (wirtschaft-
lichen) Folgen für Schwellen- und Entwicklungsländer vor?

Der Bundesregierung liegen außer den öffentlich zugänglichen keine eigenen 
Informationen hierzu vor.

9. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung in Bezug auf die Auswir-
kungen des durch die Corona-Pandemie bedingten weltweiten Touris-
museinbruchs auf Schwellen- und Entwicklungsländer (nach Ländern 
und Regionen differenziert)?

10. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung in Bezug auf Einnahmeaus-
fälle in Schwellen- und Entwicklungsländern auf Grund des durch die 
Corona-Pandemie bedingten weltweiten Tourismuseinbruchs (nach Län-
dern und Regionen differenziert)?

11. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung in Bezug auf Ausbildungs- 
und Arbeitsplatzverluste in Schwellenländern und Entwicklungsländern 
auf Grund des durch die Corona-Pandemie bedingten weltweiten Touris-
museinbruchs (nach Ländern und Regionen differenziert)?

12. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung in Bezug auf die Lage der 
Beschäftigung von Frauen und deren Perspektiven in Schwellen- und 
Entwicklungsländern auf Grund des durch die Corona-Pandemie beding-
ten weltweiten Tourismuseinbruchs (nach Ländern und Regionen diffe-
renziert)?

Die Fragen 9 bis 12 werden gemeinsam beantwortet.
Die Vereinten Nationen erwarten einen Rückgang der internationalen touristi-
schen Ankünfte von 60 bis 80 Prozent für das Jahr 2020. Von Januar bis April 
2020 ist die Zahl touristischer Ankünfte weltweit bereits um 44 Prozent gesun-
ken (minus 36 Prozent in Afrika, minus 40 Prozent im Mittleren Osten) im Ver-
gleich zum Vorjahreszeitraum. Die World Tourism Organization (UNWTO) 
geht davon aus, dass 100 bis 120 Millionen Arbeitsplätze im Tourismussektor 
weltweit bedroht sind.
Des Weiteren wird verwiesen auf die von der UNWTO hierzu zusammenge-
stellten Informationen unter https://www.unwto.org/news/covid-19-internationa
l-tourist-numbers-could-fall-60-80-in-2020 und https://www.unwto.org/internat
ional-tourism-and-covid-19.
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13. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung in Bezug auf das überdurch-
schnittliche Engagement von Unternehmen der deutschen Tourismus-
wirtschaft im Bereich der Grundbildung, speziell von Mädchen, in 
Schwellen- und Entwicklungsländern auf Grund des durch die Corona-
Pandemie bedingten weltweiten Tourismuseinbruchs (nach Ländern und 
Regionen differenziert)?

Hierzu liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor.

14. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung in Bezug auf das überdurch-
schnittliche Engagement von Unternehmen der deutschen Tourismus-
wirtschaft im Bereich der Aus- und Weiterbildung, in Schwellen- und 
Entwicklungsländern auf Grund des durch die Corona-Pandemie beding-
ten weltweiten Tourismuseinbruchs (nach Ländern und Regionen diffe-
renziert)?

Hierzu liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor.

15. Welche konkreten Maßnahmen ergreift die Bundesregierung, um sowohl 
Einnahmeausfälle als auch Ausbildungs- und Arbeitsplatzverluste auf 
Grund des durch die Corona-Pandemie bedingten Tourismuseinbruchs in 
Schwellen- und Entwicklungsländern entgegenzuwirken (bitte konkrete 
Projekte und Maßnahmen sowie finanzielle Höhe und Haushaltstitel be-
nennen)?

Es wird auf Anlage 1 verwiesen.

16. Welche konkreten zusätzlichen Maßnahmen ergreift die Bundesregierung 
im Rahmen des Corona-Sofortprogramms zur Unterstützung von 
Schwellen- und Entwicklungsländern, insbesondere im Zusammenhang 
mit dem durch die Corona-Pandemie bedingten Tourismuseinbruch (bitte 
konkrete Projekte und Maßnahmen sowie jeweiliges finanzielles Volu-
men und Haushaltstitel benennen)?

Es wird auf die Anlage 2 verwiesen, die die Maßnahmen im Kontext von Tou-
rismus aufführt. Darüber hinaus wird beispielhaft verwiesen auf die Antworten 
der Bundesregierung zu den Fragen 4, 6, 15, 17 und 46 der Kleinen Anfrage 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Bundestagsdrucksache 
19/19660 sowie auf http://www.bmz.de/de/zentrales_downloadarchiv/Presse/b
mz_corona_paket.pdf.

17. Welche konkreten geplanten bzw. bereits begonnen Projekte und Maß-
nahmen zur Förderung von Tourismus(-wirtschaft) in Schwellen- und 
Entwicklungsländern können derzeit auf Grund der Corona-Pandemie 
nicht durchgeführt bzw. fortgeführt werden (bitte konkrete Projekte und 
Maßnahmen sowie jeweiliges finanzielles Volumen und Haushaltstitel 
benennen)?

Es wird auf die Anlage 3 verwiesen.
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18. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über mögliche Einschrän-
kungen von Umwelt- und Naturschutzprojekten aus dem privatwirt-
schaftlichen Sektor in Schwellen- und Entwicklungsländern auf Grund 
des durch die Corona-Pandemie bedingten weltweiten Tourismusein-
bruchs (nach Ländern und Regionen differenziert)?

Hierzu liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor.

19. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung in Bezug auf die von der 
Welttourismusorganisation (UNWTO) dargestellte Gefahr der Nichterrei-
chung der globalen Nachhaltigkeitsziele (SDGs) unter anderem auf 
Grund der durch den Tourismuseinbruch folgenden finanziellen Einbu-
ßen in und für Entwicklungsländer sowie der zunehmenden Armut durch 
diesen?

Die COVID-19-Pandemie und die damit in Verbindung stehenden politischen 
Maßnahmen haben Auswirkungen auf alle Sektoren, Länder und auch auf die 
Umsetzung der vereinbarten Ziele für nachhaltige Entwicklung (SDGs) der 
Agenda 2030.
Alle Maßnahmen des BMZ – so auch im Kontext von Corona – berücksichti-
gen in ihrer Konzeption die SDGs als integralen Bestandteil.
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